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Vorblatt 


Gesetz zum Schutz der Jugend vor Mediengefahren 

[Gesetzentwurf der Abgeordneten Rollmannr Dr. Ar- 
nold, Frau Dr. Henze, Dr. Riedl (München) und der 
Fraktion der CDU/CSU] 


A. Problem 

Die technische und wirtschaftliche Entwicklung der Publikations- 
medien hat zugleich deren Bedeutung und Einfluß gestärkt. 
Das Bild des Menschen wird in zunehmendem Maße in und von 
Presse, Funk und Fernsehen dargestellt und geprägt. Die Wir- 
kung und Einflüsse dieser Medien können positiv aber auch 
negativ sein. Von den negativen Wirkungen können insbe- 
sondere Kinder und Jugendliche betroffen und deren soziale, 
seelische und sittliche Entwicklung gefährdet werden. Trotz 
verschiedener gesetzgeberischer Initiativen und verwaltungs- 
mäßiger Maßnahmen gibt es bisher keinen umfassenden und 
wirksamen Schutz der Jugend vor Gefahren, die von diesen 
Medien ausgehen können. 


B. Lösung 

Durch den vorliegenden Entwurf wird auch die soziale und 
seelische Entwicklung von Kindern und Jugendlichen berück- 
sichtigt. Zugleich soll der Kreis, aus dem Sachverständige für 
die Bundesprüfstelle zu ernennen sind, erweitert sowie die 
Arbeit der Bundesprüfstelle vereinfacht werden. Weiter soll 
der Kreis der Antragsberechtigten erweitert werden. Schließlich 
soll die Indexliste unter bestimmten Voraussetzungen von 
unnötigem Ballast befreit und somit übersichtlich gestaltet 
werden. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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Antrag 

der Abgeordneten Rollmann, Dr. Arnold, Frau Dr. Henze, 
Dr. Riedl (München) und der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zum Schutz der Jugend vor Mediengefahren 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Zum Schutze der Kinder und Jugendlichen wer- 
den die im Grundgesetz Artikel 5 Abs. 1 genannten 
Grundrechte folgenden Beschränkungen unterwor- 
fen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Jugendgefährdende Druck-, Ton- und Bild- 
erzeugnisse 

§ 1 

(1) Druck-, Ton- oder Bilderzeugnisse, die geeig- 
net sind, Kinder oder Jugendliche in ihrer sozialen, 
seelischen, sittlichen Entwicklung zu gefährden, sind 
in eine Liste aufzunehmen. Dazu zählen vor allem 
Druck-, Ton- oder Bilderzeugnisse, die der Sozial- 
bildung des Menschen entgegenwirken, zum Miß- 
brauch der Sexualität verleiten können, Gewalt- 
tätigkeit, Brutalität und Verbrechen irreführend 
oder nachahmenswert darstellen, zu Rassen-, Völ- 
ker- oder Klassenhaß anreizen, den Krieg verharm- 
losen oder verherrlichen oder Grundrechte der Ver- 
fassung (Artikel 1 bis 6 GG) verächtlich machen. 

(2) Ein Druck-, Ton- oder Bilderzeugnis darf nicht 
in die Liste aufgenommen werden 

1. ausschließlich wegen seines politischen, sozialen, 
religiösen oder weltanschaulichen Inhalts. Dies 
gilt nicht für verfassungsfeindliche Zielsetzungen 
(Artikel 18 GG), 


2. wenn es unter den Schutz des Artikels 5 Abs. 3 
GG fällt, 

3. wenn ein öffentliches Interesse vorliegt, es sei 
denn, die Art der Darstellung ist so stark zu 
beanstanden, daß eine Listenaufnahme unum- 
gänglich erscheint. 

(3) Kind im Sinne des Gesetzes ist, wer noch nicht 
vierzehn. Jugendlicher, wer vierzehn, aber noch 
nicht achtzehn Jahre alt ist. 


§ 2 

In Fällen von geringer Bedeutung kann davon ab- 
gesehen werden, das Druck-, Ton- oder Bilderzeug- 
nis in die Liste aufzunehmen. 


§ 3 

Ein Druck-, Ton- oder Bilderzeugnis darf, sobald 
seine Aufnahme in die Liste bekanntgemacht ist, 
einem Kinde oder Jugendlichen nicht feilgeboten 
oder zugänglich gemacht werden. 

§ 4 

(1) Ein Druck-, Ton- oder Bilderzeugnis, dessen 
Aufnahme in die Liste bekanntgemacht ist, darf nicht 

1. durch Händler außerhalb von Geschäftsräumen 
oder Reisende von Haus zu Haus, 

2. in Kiosken oder anderen Verkaufsstellen, die 
der Kunde nicht zu betreten pflegt, 

3. im Versandhandel oder 
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4. in gewerblichen Leihbüchereien, Filmverleihen 
oder Lesezirkeln 

vertrieben, verbreitet oder verliehen oder zu diesen 
Zwecken vorrätig gehalten werden. 

(2) Produzenten, Händler und Zwischenhändler 
dürfen ein solches Druck-, Ton- oder Bilderzeugnis 
nicht an Personen liefern, soweit diese einen Handel 
nach Absatz 1 Nr. 1 betreiben oder Inhaber von Be- 
trieben der in Absatz 1 Nr. 2 bis 4 bezeichneten 
Art sind. 

(3) Ein Ton-, oder Bilderzeugnis, dessen Auf- 
nahme in die Liste bekannt gemacht ist, darf nicht 
vor 22 Uhr im Rundfunk oder im Fernsehen verbrei- 
tet werden. Das gleiche gilt für ein Ton- oder Bild- 
erzeugnis, das den Tatbestand des § 1 erfüllt, auch 
wenn die Aufnahme in die Liste noch nicht bean- 
tragt, vorgenommen oder bekanntgemacht worden 
ist. 

§ 5 

(1) Bei geschäftlicher Werbung darf nicht darauf 
hingewiesen werden, daß ein Verfahren zur Auf- 
nahme eines Druck-, Ton- oder Bilderzeugnisses in 
die Liste anhängig ist oder gewesen ist. 

(2) Nach Bekanntmachung ist eine geschäftliche 
Werbung durch Auslegen oder Aushängen des 
Druck-, Ton- oder Bilderzeugnisses im Schaufenster, 
innerhalb eines Verkaufsraumes oder an anderen 
allgemein zugänglichen Orten, durch Reklame oder 
Anzeigen, Postwurfsendungen oder andersartige 
Übermittlung von Werbematerial untersagt. Anzei- 
gen in Fachblättern des Buchhandels sind zulässig. 

§ 6 

Druck-, Ton- oder Bilderzeugnisse, die Kinder 
oder Jugendliche offensichtlich schwer gefährden, 
unterliegen den Beschränkungen der §§ 3 bis 5, 
ohne daß es einer Aufnahme in die Liste und einer 
Bekanntmachung bedarf. 

§ 7 

Ein periodisches Druck-, Ton- oder Bilderzeugnis 
kann auf die Dauer von drei bis zwölf Monaten in 
die Liste aufgenommen werden, wenn innerhalb von 
zwölf Monaten mehr als zwei ihrer Nummern in die 
Liste aufgenommen worden sind. Dies gilt nicht für 
Tageszeitungen und politische Zeitschriften. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Bundesprüfstelle 

§ 8 

(1) Zur Durchführung der Aufgaben dieses Ge- 
setzes wird eine Bundesprüfstelle errichtet. 


(2) Die Bundesregierung bestimmt den Sitz der 
Bundesprüfstelle durch Rechts Verordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates. 

(3) Die Kosten der Errichtung und der Verfahren 
der Bundesprüfstelle fallen dem Bund zu. 


§ 9 

(1) Die Bundesprüfstelle besteht aus einem Vor- 
sitzenden und einem stellvertretenden Vorsitzen- 
den sowie aus zwölf sachverständigen Beisitzern. 
Sie werden vom Bundesminister für Jugend, Fami- 
lie und Gesundheit ernannt. 

(2) Als sachverständige Beisitzer sind vom Bun- 
desminister für Jugend, Familie und Gesundheit zu 
ernennen: 

1. ein Pädagoge, 

2. ein Jugendpsychologe, 

3. ein Elternvertreter, 

4. ein Autor, 

5. ein Verleger, 

6. ein Buchhändler, 

7. ein Vertreter der öffentlich-rechtlichen Funk- 
und Fernsehanstalten, 

8. zwei Vertreter der Länder, 

9. ein Vertreter der Kirchen, der jüdischen Kultus- 
gemeinden und anderer Religionsgemeinschaf- 
ten, die Körperschaften des öffentlichen Rechts 
sind, 

10. ein Vertreter der Jugendverbände und 

11. ein Vertreter der freien Jugendwohlfahrtsver- 
bände. 

Die Beisitzer sind nach Vorschlägen dieser Gruppen 
zu ernennen. 

(3) Die Bundesprüfstelle entscheidet jeweils in 
der Besetzung von sieben Mitgliedern. Die Ge- 
schäftsverteilung wird zu Beginn des Jahres fest- 
gelegt. Erscheinen zur Sitzung einberufene Beisitzer 
nicht, so ist die Bundesprüfstelle auch in einer Be- 
setzung von mindestens fünf Mitgliedern beschluß- 
fähig. 

(4) Der Vorsitzende, der stellvertretende Vorsit- 
zende und die Beisitzer werden auf die Dauer von 
fünf Jahren bestimmt. Sie können vom Bundesmi- 
nister für Jugend, Familie und Gesundheit vorzeitig 
abberufen werden, wenn sie der Verpflichtung zur 
Mitarbeit in der Bundesprüfstelle nicht nachkommen. 


§ 10 

Die Mitglieder der Bundesprüfstelle sind nicht an 
Weisungen gebunden. 
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DRITTER ABSCHNITT 

Zuständigkeit 

§ 11 

(1) Die Bundesprüfstelle entscheidet über die 
Aufnahme in die Liste. 

(2) Die Bundesprüfstelle wird nur auf Antrag tä- 
tig. Antragsberechtigt sind 

1. die obersten Jugendbehörden der Länder, 

2. die durch Rechtsverordnung des Bundesministers 
für Jugend, Familie und Gesundheit zu bestim- 
menden Spitzenverbände der Jugendhilfe, 

3. eine bei einer Bundesbehörde einzurichtende 
Marktbeobaditungs- und Antragsstelle, 

4. die Staatsanwaltschaften. 

VIERTER ABSCHNITT 

Verfahren 

1. Allgemeine Verfahrensvorschriften 

§ 12 

Dem Produzenten und dem Verfasser des Druck-, 
Ton- oder Bilderzeugnisses ist, soweit möglich, in 
dem Verfahren vor der Bundesprüfstelle Gelegen- 
heit zur Äußerung zu geben. 

§ 13 

Bei Entscheidungen im Verfahren nach § 9 Abs. 3 
bedarf es zur Anordnung der Aufnahme in die Liste 
einer einfachen Mehrheit. 

§ 14 

(1) Die Entscheidungen der Bundesprüfstelle sind 

1. dem Bundesminister für Jugend, Familie und Ge- 

sundheit, 

2. jedem Land, 

3. soweit möglich, dem Produzenten und Verfasser 
des Druck-, Ton- oder Bilderzeugnisses. 

4. anderen am Verfahren beteiligten Behörden, 
Verbänden und Personen zuzustellen. 

(2) Die Begründung ist beizufügen oder innerhalb 
einer Woche durch Zustellung nachzureichen. 

§ 15 

(1) Die Bundesprüfstelle kann die Aufnahme 
eines Druck-, Ton- oder Bilderzeugnisses in die 
Liste vorläufig anordnen, wenn die endgültige An- 
ordnung der Aufnahme des Druck-, Ton- oder Bild- 
erzeugnisses in die Liste offenbar zu erwarten ist 
und die Gefahr besteht, daß das Druck-, Ton- oder 
Bilderzeugnis kurzfristig in großem Umfange ver- 
trieben wird. 


(2) Die vorläufige Anordnung wird von dem Vor- 
sitzenden und zwei weiteren Mitgliedern einstim- 
mig erlassen. 

(3) Die vorläufige Anordnung tritt außer Kraft 

1. nach Ablauf eines Monats seit ihrer Bekanntma- 
chung oder 

2. mit der Bekanntmachung der abschließenden Ent- 
scheidung der Bundesprüfstelle über die Schrift. 

Die Frist der Nummer 1 kann vor ihrem Ablauf 
um höchstens einen Monat verlängert werden. Ab- 
satz 2 gilt entsprechend. Die Verlängerung ist be- 
kanntzumachen. 

§ 16 

(1) Die Bundesprüfstelle kann die Aufnahme 
eines Druck-, Ton- oder Bilderzeugnisses in die Liste 
im vereinfachten Verfahren anordnen, wenn die 
Voraussetzungen des § 1 offenbar gegeben sind. 

(2) Die Entscheidung wird von dem Vorsitzenden 
oder dem stellvertretenden Vorsitzenden und zwei 
weiteren Mitgliedern einstimmig erlassen. Kommt 
eine Einigung, das Druck-, Ton- oder Bilderzeugnis 
in die Liste aufzunehmen, nicht zustande, so ent- 
scheidet die Bundesprüfstelle in der Besetzung nach 
§ 9 Abs. 3. 

(3) Eine Anordnung nach § 7 ist im vereinfachten 
Verfahren nicht zulässig. 

(4) Gegen die Entscheidung im vereinfachten 
Verfahren können die Betroffenen (§ 12) innerhalb 
eines Monats nach Zustellung bei der Bundesprüf- 
stelle Antrag auf Entscheidung in der Besetzung 
nach § 9 Abs. 3 stellen. 

2. Führung der Liste 

§ 17 

Die Liste wird von dem Vorsitzenden der Bundes- 
prüfstelle geführt. 

§ 18 

Ein Druck-, Ton- oder Bilderzeugnis, dessen Auf- 
nahme in die Liste angeordnet ist, ist unverzüglich 
in die Liste aufzunehmen. Es ist unverzüglich von 
der Liste zu streichen, wenn die Anordnung aufge- 
hoben wird oder nach § 15 Abs. 3 Nr. 1 außer Kraft 
tritt. 

§ 19 

(1) Wird ein Druck-, Ton- oder Bilderzeugnis in 
der rechtskräftigen Entscheidung eines Gerichts für 
unzüchtig im Sinne des § 184 des Strafgesetzbuches 
oder für schamlose im Sinne des § 184 a des Straf- 
gesetzbuches erklärt, so nimmt es der Vorsitzende 
der Bundesprüfstelle unter Hinweis auf die gericht- 
liche Entscheidung in die Liste auf. Eines Antrages 
(§11 Abs. 2 Satz 1) bedarf es nicht. § 12 gilt ent- 
sprechend. 
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(2) Hält der Vorsitzende die Aufnahme nach Ab- 
satz 1 nicht für erforderlich oder werden widerspre- 
chende gerichtliche Entscheidungen über dasselbe 
Druck-, Ton- oder Bilderzeugnis bekannt, so führt er 
eine Entscheidung der Bundesprüfstelle herbei, 

§ 20 

(1) Ist ein Druck-, Ton- oder Bilderzeugnis ganz 
oder im wesentlichen inhaltsgleich mit einem in die 
Liste aufgenommenen Druck-, Ton- oder Bilderzeug- 
nis, so nimmt es der Vorsitzende der Bundesprüf- 
stelle in die Liste auf. Eines Antrages (§11 Abs. 2 
Satz 1) bedarf es nicht, § 12 gilt entsprechend. 

(2) Ist es zweifelhaft, ob die Voraussetzungen 
des Absatzes 1 Satz 1 erfüllt sind, so führt der Vor- 
sitzende die Entscheidung der Bundesprüfstelle her- 
bei. 

§ 21 

(1) Auf Antrag eines Beteiligten kann ein Druck-, 
Ton- oder Bilderzeugnis nach Ablauf von frühestens 
18 Monaten seit der Bekanntmachung aus der Liste 
gestrichen werden, wenn veränderte Umstände die 
Fortdauer der Listenaufnahme nicht mehr als erfor- 
derlich erscheinen lassen. 

(2) über den Antrag entscheidet die Bundesprüf- 
stelle in einer Besetzung (§ 9 Abs. 2 oder § 16 
Abs. 2), die dem voraufgegangenen Prüfverfahren 
entspricht. Offensichtlich unbegründete Anträge 
kann der Vorsitzende zurückweisen. Gegen seinen 
Entscheid kann die Vorlage an die entsprechende 
Besetzung der Bundesprüfstelle beansprucht werden. 

(3) Ohne Antrag eines Beteiligten kann der Vor- 
sitzende der Bundesprüfstelle ein Druck-, Ton- oder 
Bilderzeugnis nach Ablauf von frühestens fünf Jah- 
ren seit der Bekanntmachung in der Liste löschen, 
wenn die Fortdauer der Beschränkung gemäß §§ 3 
bis 5 im Kinder- und Jugendschutzinteresse offenbar 
entbehrlich erscheint. 

3. Bekanntmachungen 

§ 22 

(1) Wird ein Druck-, Ton- oder Bilderzeugnis in 
die List aufgenommen oder von ihr gestrichen, so 
ist dies unter Hinweis auf die zugrunde liegende 
Entscheidung für das Bundesgebiet bekanntzuma- 
chen. 

(2) Die Bekanntmachungen für das Bundesgebiet 
erfolgen im Bundesanzeiger. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Rechtsweg 

§ 23 

Vor Erhebung einer Klage im Verwaltungsrechts- 
weg bedarf es keiner Nachprüfung in einem Vor- 
verfahren. Die Klage hat keine aufschiebende Wir- 


kung. Sie ist gegen den Bund, vertreten durch die 
Bundesprüfstelle, zu richten. Die Klage ist auch zu- 
lässig, wenn sie sich gegen eine Entscheidung der 
Bundesprüfstelle richtet, durch die die beantragte 
Aufnahme des Druck-, Ton- oder Bilderzeugnisses 
in die Liste abgelehnt wird. 


SECHSTER ABSCHNITT 

Strafvorschriften 

§ 24 

(1) Wer vorsätzlich den §§ 3 bis 6 zuwiderhandelt 
oder die Liste zum Zwecke der geschäftlichen Wer- 
bung abdruckt oder veröffentlicht, wird mit Gefäng- 
nis bis zu einem Jahr und mit Geldstrafe nicht unter 
500 Deutsche Mark oder mit einer dieser Strafen 
bestraft. Wird die Tat fahrlässig begangen, so ist 
auf Geldstrafe zu erkennen. 

(2) Wenn, abgesehen von den Fällen des Absat- 
zes 2, der Erziehungsberechtigte, der gesetzliche 
Vertreter oder ein Jugendlicher ein Druck-, Ton- 
oder Bilderzeugnis, das den Beschränkungen der 
§§ 3 bis 6 unterliegt, einem Kind oder einem Ju- 
gendlichen feilbietet oder zugänglich macht, so bleibt 
die Tat straflos. Das Gericht kann von einer Be- 
strafung nach Absatz 1 absehen, wenn der Täter, der 
das Druck-, Ton- oder Bilderzeugnis einem Kind 
oder einem Jugendlichen feilgeboten oder zugäng- 
lich gemacht hat, dem in § 52 Abs, 1 der Strafpro- 
zeßordnung genannten Personenkreis angehört. 

(3) Hat ein Kind oder ein Jugendlicher ein 
Druck-, Ton- oder Bilderzeugnis, das den Beschrän- 
kungen der §§ 3 bis 6 unterliegt, einem anderen 
Kind oder Jugendlichen feilgeboten oder zugänglich 
gemacht, so leitet das Jugendamt die auf Grund der 
bestehenden Vorschriften zulässigen Maßnahmen 
ein. Der Vormundschaftsrichter kann auf Antrag des 
Jugendamtes oder von Amts wegen Weisungen er- 
teilen. 

SIEBENTER ABSCHNITT 

Schlußvorschriften 

§ 25 

Das Gesetz über die Verbreitung jugendgefähr- 
dender Schriften in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 29. April 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 497) 
tritt außer Kraft. 

§ 26 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
das Verfahren der Bundesprüfstelle näher zu regeln. 

§ 27 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe der §i§ 13 und 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin, 
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§ 28 

Dieses Gesetz tritt vier Wochen nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 


Bonn, den 13. Januar 1972 


Rollmann 
Dr. Arnold 
Frau Dr. Henze 
Dr. Riedl (München) 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 


Begründung 


Durch die wirtschaftliche und technische Entwicklung 
und die wachsende Bedeutung der Freizeit kommt 
den Massenmedien, den Druck-, Ton- und Bild- 
erzeugnissen, eine immer größere Bedeutung für die 
Entwicklung von Mensch, Gesellschaft und Staat zu. 
Das Bild vom Menschen, von der Gesellschaft und 
vom Staat wird immer mehr von diesen Medien 
geprägt. Von ihnen können positive wie negative 
Wirkungen für die Entwicklung von Mensch, Ge- 
sellschaft und Staat ausgehen. 

Insbesondere Kinder und Jugendliche können durch 
diese Medien in ihrer sozialen, seelischen oder sitt- 
lichen Entwicklung gefährdet werden. Da es trotz 
verschiedener Gesetze, Vereinbarungen, Richtlinien 
und Gremien in den mannigfachen Bereichen unseres 
gesellschaftlichen und staatlichen Lebens keinen 
zeitgerechten, umfassenden und wirksamen Schutz 
unserer Kinder und Jugendlichen vor den Gefahren 
gibt, die von diesen Medien ausgehen können, legt 
die CDU/CSU-Fraktion des Deutschen Bundestages 
den Entwurf eines Gesetzes zum Schutz der Jugend 
vor Mediengefahren vor, der weitgehend auf den 
bewährten Bestimmungen des Gesetzes über die 
Verbreitung jugendgefährdender Schriften (GjS) 
aufbaut. 


Zu § 1 

Während das GjS ausschließlich auf die sittliche Ge- 
fährdung von Kindern und Jugendlichen abstellt, 
soll § 1 des Entwurfs die soziale, seelische und 
sittliche Entwicklung von Kindern und Jugendlichen 
schützen. Dem entspricht der Beispielskatalog von 
kinder- und jugendgefährdenden Druck-, Ton- oder 
Bilderzeugnissen. 

Zu §§ 2 bis 4 

Diese Bestimmungen folgen weitgehend den ent- 
sprechenden Paragraphen des GjS. In § 4 Abs. 3 


wird das Verbot der Sendung von kinder- und 
jugendgefährdenden Sendungen vor 22 Uhr im 
Rundfunk oder im Fernsehen ausgesprochen. 

Zu §§ 5 bis 8 

Diese Bestimmungen folgen weitgehend den ent- 
sprechenden Paragraphen des GjS. Eine § 6 Abs. 2 
GjS entsprechende Bestimmung ist nicht vorgesehen. 

Zu § 9 

In dieser Bestimmung wird der Kreis der Gruppen, 
aus denen die sachverständigen Beisitzer der zu 
errichtenden Bundesprüfstelle für kinder- und ju- 
gendgefährdende Druck-, Ton- und Bilderzeugnisse 
zu ernennen sind, gegenüber der existierenden Bun- 
desprüfstelle für jugendgefährdende Schriften im 
Hinblick auf die umfangreicheren Aufgaben der 
neuen Bundesprüfstelle erweitert und gleichzeitig 
das Verfahren dadurch vereinfacht, daß von jeder 
Gruppe nur ein ständiger Vertreter ernannt werden 
soll. Durch die Teilung der Bundesprüfstelle in zwei 
Kammern und die Beschränkung der Kammern auf 
je 7 (mindestens aber 5) Mitglieder soll die Arbeit 
dieser Bundesprüfstelle effektiver gestaltet werden. 

Zu § 10 

Diese Bestimmung folgt weitgehend dem entspre- 
chenden Paragraphen des GjS. 

Zu § 11 

Hier ist gegenüber dem GjS und seinen Rechtsver- 
ordnungen die Erweiterung der Antragsberechtigung 
auf Spitzenverbände der Jugendhilfe, auf eine bei 
einer Bundesbehörde einzurichtende Marktbeob- 
achtungs- und Antragsstelle, die der Bundestag be- 
reits bei der Novellierung des GjS im Jahre 1961 
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gefordert hat, und auf die Zentralstellen der Länder 
zur Bekämpfung unzüchtiger und jugendgefährden- 
der Schriften vorgesehen. 

Zu § 12 

Diese Bestimmung folgt dem entsprechenden Para- 
graphen des GjS, 

Zu § 13 

Hier bedarf es im Gegensatz zum GjS bei Entschei- 
dungen im Verfahren nach § 9 Abs. 3 zur Anordnung 
der Aufnahme in die Liste nur noch einer einfachen 
Mehrheit. 

Zu §§ 14 und 15 

Diese Bestimmung folgt den entsprechenden Para- 
graphen des GjS. 

Zu § 16 

Hier bringt der Absatz 2 eine Vereinfachung gegen- 
über dem entsprechenden Absatz 2 des § 15 a GjS, 

Zu §§ 17 bis 20 

Diese Bestimmungen folgen den entsprechenden 
Paragraphen des GjS. 


Zu § 21 

Hier wird die Möglichkeit geschaffen, unter be- 
stimmten Voraussetzungen ein Druck-, Ton- oder 
Bilderzeugnis von der Liste zu streichen. Das ist 
erforderlich, um die Liste von Ballast zu befreien, 
zu aktualisieren und ihr eine größere Übersicht- 
lichkeit zu geben. 

Zu § 22 

Diese Bestimmung folgt den entsprechenden Para- 
graphen des GjS. 

Zu § 23 

Im Gegensatz zum GjS soll auch die Klage des An- 
tragstellers zulässig sein, wenn sie sich gegen eine 
Entscheidung der Bundesprüfstelle richtet, durch die 
die beantragte Aufnahme des Druck-, Ton- oder Bild- 
erzeugnisses in die Liste abgelehnt wird. 

Zu §§ 24 bis 28 

Diese Bestimmungen folgen den entsprechenden 
Paragraphen des GjS und sehen im übrigen das 
Außerkrafttreten des GjS und das Inkrafttreten 
dieses Gesetzes vier Wochen nach seiner Verkün- 
dung vor. 
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